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In der Expedition und den Sblagen abgeholt, monatlich
durch

aas und der gesetzlichen Feiertage. —
Träger zugestellt , monatlich 70 ""Ausgabe täglich

NbouuemeutspeeiS r ins Hau»
vierteljährlich DL 2.10. In der '
SO Pf - . Bei der Post bestellt und dort abgeholt DL 2.10,

"
durch

"
den Briefträgerin- Haus gebracht DL 2.52 vierteljährlich.

Redaktion und Expedition »
Luisenstraße 24.

Telefon : Xr. 128. — Postzeitungsliste: Rr. 8144.
Sprechstundender Redaktion: 12—1 Uhr mittags.

Redaktionsschluß : >/,10 Uhr voranttags .

Inserate r die einspaltige, kleine Zeile, oder deren Raum 20 Pfg., Lokal-Inserat «
billiger. Bei größeren Aufträgen Rabatt . — Schluß der Annahme von In¬
seraten für nächste Rümmer vormittag» >/,9 Uhr . Größere Inserate müssen
tag» zuvor, spätesten » 8 Uhr nachmittag», aufgegeben sein. — Beschäftsstunden
der Expedition: vormittag » >/,8 —1 Uhr und nachmittag » von 2—' /,7 Uhr.
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Unsere Keutige Kummer mnkakt
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Vas Vorspiel.
Die in Fluß kommende Bewegung de» preußischen

r
Proletariats zur Gewinnung des allgemeinen , gleichen ,

- geheimen und direkten Wahlrechts macht Freund und
-« Ed innerhalb und außerhalb der schwarzweißen
Grenzpfähle mobil, so daß selbst die beiden Antipoden
der bürgerlichen Karlsruher Presse Stellung zu nehmen
sich verpflichtet fühlen, — der Landes bote , gemäß
seiner „Demokratie" mit billigen Ratschlägen an die
Sozialdemokratie ; die Post , das konservative Organ ,
genau so gehässig und schon lüsternd auf Blut wartend ,
vie ihre Namensschwester in Berlin . -

Um wie viel lebhafter muß unter diesen Umständen
^bir Aufregung der Angstmeier in Preußen sein , während
7 tu zunächst Beteiligten , das klassenbewußte Proletariat ,

ttzumal der großen Städte , sehr ruhig den kommenden
« tag erwartet , um so ruhiger , als die Reaktion es

ar nicht erwarten konnte, zu enthüllen , wessen man sich
- ihr zu versehen hat.
Die Stimmen der Reaktion haben im preußischen Ab-

>«»rduetenhauS einen trefflichen Resonanzboden gefun-
Daß nicht Vernunft und Billigkeit, sondern gewalt-

imes Festhalten an dem schreienden Unrecht des preußi -
schen Dreiklaffenwahlsystems der Wille der Mehrheit

er Stimmen und der Regierung ist und was man in
Kampfe von der Justiz zu erwarten hat , ist

nach den Verhandlungen vom letzten Samstag in Zweifel
^ Vstellt.

Den Reigen begann der Thüringer konservative
i Landrat Abg. Frhr . v . E r f f a , der gelegentlich der Etats -

rtmlg, fast wie auf Bestellung, u . a . ausführte :
„ Fm Namen inciner Freunde habe ich dann noch ein

ernstes Wort über dienichtswürdigeAgitation
der Sozialdemokratie zu sagen. Durch die Re¬
volution in einem Nachbarlande ist der Sozialdemokratie

. der Kamm in einer Weise geschwollen , daß sich jeder
Patriot fragen niuß , ob es in dieser Weise weiter gehen
kan». (Sehr richtig ! rechts. ) Der gewöhnliche Mann ,

lter seinen König ehrt, und das Vaterland liebt , und
^ Achtung vor dem Gesetz hat , versteht es nicht , wie alles.

I ihm hoch und heilig ist, so gut wie ungestraft i n d e n
jmutz gezogen wird . ( Beifall rechts. ) Er hält
Regierung für schwach und nicht für stark .

^ (Sehr richtig ! rechts. ) Dies einzudämmen , dazu reichen
- dir bestehenden Gesetze vollständig aus , wie die Tatsache
'• feoeift , daß in Breslau ein Redakteur zu einem Jahr
^ Gefängnis verurteilt ist. Eine Illustration für das Pro -

etarierclend ist es, daß dieser Mann sofort gegen 10 000' Mark Kaution auf freien Fuß gesetzt ist. ( Sehr richtig!
k« ch8.) Der Minister sollte die Staatsanwälte an-
^Aveffen, überall gegen die Sozialdemokraten ebenso einzu-

schreiten . Was wir jetzt bei uns haben, ist keine Prcß -
riheit , sondern Preßfrechheit . (Beifall rechts. ) Wir

en , daß Preußen vor der Schande bewahrt bleibt,
. andere politische Parteien mit der Sozialdemokratie
dnisse schließen . (Lebhafter Beifall. )

"
Cs ist selbstverständlich von höchstem Interesse , was’
diese Ermunterung der ne u e I u st i z m i n i st e r

>Leseler zu erwidern hatte . Er ließ auch in der Tat
i lernen Zweifel, wie er sich Staatsanwälte und Richter

»scht : „ Ich habe," so erklärte er, „eingehende Erwä¬
gen und Beratungen veranstaltet , wie man den vom
bterstand vielfach hervorgehobenen Mitzständen mit

^ Nachdruck entgegentreten könnte. Den Gedanken unter -
; schreibe ich vollkommen : daß die Gesetzgebung , wie wir

kjetzt haben, wohl ausreicht, mit ganzem Nachdruck ein-
VSreifen . Ob und wie dies geschehen soll, wird noch von

^ « ir erwogen werden. Ich kann Ihnen versichern , daß
durchaus auf dem Standpunkt stehe, daß energisch
' strenge vorgegangen werden soll. Aber Sie wissen so

»t wie ich, daß die Anwendung der Gesetze nicht in der
der Verwaltung , sondern der Gerichte liegt , und

Nissen , daß die Gerichte unabhängig und frei find . Ich
Eäre , daß ich diesen Standpunkt stets nach jeder Rich-

hin vertreten habe und jede direkte Aeußerung
«über den Gerichten ablehnrn muß . (Bravo ! links.)

_ tEann Ihnen nur versprechen , daß alles , was in dieser
[
' ? hiehung an die Oeffentlichkeit hervortrttt , aufs sorg-

dahin geprüft werden wird , inwiefern das Gesetz
verletzt wird, um dann auch die Bestrafung der Tat fol-

s stk» zu lassen. ( Bravo ! rechts.)
_^iQg Programm läßt sich also kurz dahin zusammen-

wsseo, daß äußerste Strenge gegen die Sozialdemokratie
^ llngavendet werden soll, daß dazu die bestehenden Gesetze
' »usgelegt werden sollen , daß die Gerichte direkt nicht be-

srnflußt werden sollen , daß aber aus Beratungen und“**5$ dieser Rede des Justizministers die Richter schon
Nssen werden, wie der Wind weht.

l̂lnd diesem Programm des Justizministers , der eben
Präsident des Oberlandesgerichts in Breslau

’ hatte keiner der folgenden Redner etwas Ernstliches

. lkgenzusetzen, — weder der nationalliberale Dr .
r E

i edberg , noch der Abg . Broemel von der frei-
■ Bereinigung , noch der Zentrumsabgeordnetc
xv e r o ; d. Die letzteren erklärten sich allerdings für die

uhlrrform mit einigen Worten , sagten wohl auch , daß
durch Strafgesetze „die sozialdemokratische Bewe¬

is nicht ausrotte ", daß bei schärferer Anwendung der
^^chgcsetze die Sozialdemokraten nur vorsichtiger wer-

j
*®» über „der sozialdemokratische Geist um so schlimmer

werde," ( Abg . Herold) , oder daß „eine Aufforde-
?**« an die Staatsanwälte zu schärferem Borgehen über-

- Aiisfig erscheine"
( Abg . Broemel ) .

^ ber überflüssig erschien allen diesen tapferen Herren
uch ein schärferes Vorgehen gegen ein Justiz -Aktions-

£
c°8tomm, wie cs vom Juftizminister verkündet wurde.

Badlfcber Landtag «
(9. Sitzung.)

# Karlsruhe , 16. Jan .
Die „ Präsidentenkrisis" wurde heute durch die

Wahl des Abg . Dr . W i l ck e n s zum 1 . Präsidenten
beseitigt. DaS Zentrum und die Konservativen
stimmten wieder geschlossen fiir den Abg . Fehren -
b a ch . Es scheint, wenigstens nach den Worten des
Präsidenten Dr . Wilckens zu schließen , daß derselbe
nur so lange die Präsidialgcschäfte zu führen ge¬
denkt, bis der Abg . Gönner wieder an den Ge¬
schäften des Landtags sich beteiligen kann .

Seitens der sozialdeniokratischen Fraktion ging
heute ein Antrag ein, der die Regierung um Vor¬
lage eines Gesetzentwurfs, betr. die Verstaatlichung der
Mobiliar -, der Hagel - und Viehversicherung, ersucht.
Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes sollten Ueber-
gangsbestiinmungen getroffen werden , durch welche
die Feuerversicherungsgesellschaften zu den Kosten
der Städte für die Löscheinrichtungen herangezogen
werden.

Bei der Fortsetzung der Besprechung der Inter¬
pellationen , die Schiffahrtsabgaben betreffend, sprach
zunächst der Abg. F r ü h a u f. Derselbe widerlegte
in geschickter Weise die von den Konservat den ins
Treffen geführten Gründe und verwies insbesondere
darauf , daß alle diese reaktionären Maßnahmen
zum System der rückständigen preußischenVerkehrs¬
politik gehören, die in der „ preußischen Duma "
ihren stärksten Rückhalt habe. In Sachsen , wo die
Konservativen die Verantwortung für eine solcher¬
weise schädliche Politik träfe , hätten sich diese ein¬
mütig gegen die Einführung von Schiffahrtsabgaben
erklärt . In ähnlichem Sinne äußerte sich auch der
natiönalliberale Vertreter von Mannheim , Abg.
Mayer . Genosse Lehmann kennzeichnete die
ablehnende Haltung der Sozialdemokratie gegen¬
über den Bestrebungen der preußischen Regierung .
Leider sei die Gefahr nicht von der Hand zu
weisen, daß sich inr Bundcsrat eine Mehrheit für
derartig reaktionäre Pläne finde. Tie
Besteuerung der Flußschiffahrt sei in Wirk -
lichtest nichts anderes , als das Bestreben, auf diese
Weise eine weitere Verteuerung der Lebensmittel ,
insbesondere des Getreides zu erzielen ; zugleich
kämen die fiskalischen Interessen der preußischen
Regierung in Frage . Abg. Zehnter sprach zwar
im Sinne der Interpellanten , allein seine Aus¬
führungen können auch von den Anhängern der
Schisfahrtsabgaben verwertet werden . Mit sicht¬
lichem Interesse folgte sodann das Haus den Dar¬
legungen des Ministers Schenkel . Dessen Rede
war reichlich mit wenn und aber gespickt. So viel
steht fest , ein unbedingtes N e i n , wie im
vorigen Jahre , hat die badische Regierung gegen¬
über den preußischen Gelüsten nicht mehr in Be¬
reitschaft . Das hat Herr Schenkel ganz offen zu¬
gegeben. Zwar steht die Reaierung nach >vie vor
auf dem Standpunkt , daß die Interessen Badens
durch die Beseitigung der Abgabenfreiheit für die
Rbeinschiffahrt in bedenklichster Weise geschädigt
würde» - Trotzdem aber will die badische Negierung
in eine Prüfung der Frage , ob Schiffahrtsabgaben
auf dem Rhein erhoben werden sollen , einireten ,
falls von Preußen diesbezügliche Vorschläge kommen.
Auch hier zeigt es sich also wieder , daß, sobald in
Berlin Forderungen aufgestellt werden , die süd¬
deutschen Regiermigen , speziell aber die badische
Regierung , es mit der Angst bekommen und zu-
sannncnklappen. Einen sehr merkwürdigen Stand¬
punkt nahm der Minister bezüglich der Rhein -
regulierung ein. Bis Straßburg sei die Rhein -
regulierung im Interesse Badens gelegen , weshalb
wir auch zu den Kosten derselben unser Teil bei-
zntragen hätten. Darüber hinaus aber habe
Baden kein besonderes Interesse und es werde
deshalb , falls später die Regulierung des
Rheins von Straßburg dis Basel in
Frage komnren , wohl kaum zu den Kosten bei-
zutrageu sich verpflichten. Die Folge davon wäre
natürlich, daß, ^dicse Kosten von den oberbadischen
Städten , insbesondere von Freibnrg getragen wer¬
den müßten . Dagegen wendete sich in sehr ener-
g scher Weise der Abg. Fehrenbach . Bei diesen
Debatten zeigt eS sich eben immer wieder , daß das
v o l k s w i r t s ch a f t l i ch e Interesse bei der staat¬
lichen Verkehrspolitik immer noch sehr stiefmütter¬
lich behandelt wird . Den Ausschlag geben in der
Hauptsache die fiskalischen und finanzpolitischen
Interessen .

Mit Recht verweist aber der Abgeordnete Dr . Binz
in seinem Schlußivort darauf , daß von ' fiskalischen
und rein finanziellen Standpunkt ans sich schließlich
alle Abgaben rechtfertigen ließen , die man nach
langen Kämpfen abgeschafft habe, weil sie den
Interessen der Volkswirtschaft nicht dienlich sind .

Wenn nicht alle Anzeichen trügen , wird sich der
komnieude Landtag abermals mit dieser Materie
zu beschäftigen haben, denn die preußische Re¬
gierung scheint auf der Einführung von Schiff¬
fahrtsabgaben zu bestehen. Die Sache fängt an,
sehr ernst und bedenklich zu werden.

Am Donnerstag kommt die sozialdemokratische
Interpellation , betreffend die Arberterkammern, zur
Beratung . Die Begründung derselben obliegt dem
Abg. Horst . ^

Aui Regicrungstisch Minister Schenkel .
Eingegangcn sind Petitionen der Steuermänner der

Bodenseeschiffahrtsgesellschaft um Besserstellung und des
Bundes der Kleinbrauer um Abänderung des BierstLuer-

Bll
e? tD“rc nicht gar feto er gewesen , ihm das Schicksal ge ' »es.

er ähnlicher Programme seiner AmtsvorgänM„^ :A d«s Briest
< IMalisLeugeschlichen Zeit der jtarter wiö lu ^ujtlßer ihn .
IS Agenden Jahre vor Augen zu T . , Garten ' ^ ^ uen , Merzoaeu -

aütt dieser Nnierp - l. .n,u^ ^ s (eriünauua I ^ v.'n - l deeir^ vWks bergen formen .
' '

^ n auch rir ^^ jjpfnlTrrrrt ^* - ch

Verhältnis zu den Versicherungssummen Beiträge zu
zahlen.

ES folgt die Wahl des ersten Präsidenten .
Es wurde gewählt Abg . Dr . WilckenS mit 37 Stimmen ,
auf Fehrenbach (Ztr .) entfielen 30 Stimmen , auf Dr .
Binz und Gießler je eine Stimme .

Abg. Wilckens nimmt den Vorsitz ein mit den :
Ausdruck des Tankes für das Vertrauen , das ihm durch
die Wahl entgegengebracht; er werde sich redlich be¬
mühen, dasselbe zu rechtfertigen; sein Bestreben werde
jederzeit auf eine prompte, gewissenhafte und unpar¬
teiische Leitung gerichtet sein. Er könne aber auch
nur lebhaft den Grund bedauern, der zu seiner
Berufung geführt, nämlich die Erkrankung des
bisherigen Präsidenten , seines Freundes Gönner .
Er möchte der Hoffnung Ausdruck geben , daß derselbe
recht bald wieder genesen möchte, um die vorübergehenden
Schwierigkeiten in diesem Hause zu heben ; weiter möchte
er die aufrichtigen Wünsche für die baldige Genesung
des ersten Vizepräsidenten zum Ausdruck bringen .

Es wird hierauf in der Besprechung der Inter -
pellation über die Schiffahrtsabgaben
fortgefahren.

Abg. Frühauf (fteis. ) gibt der Genugtuung Ausdruck
über die Ausführungen des Ministers , in denen er keine
Einschränkung gegen vor zwei Jahren erblicken könne .
Besonders freue es ihn, daß die Regierung auf den
Rechtszustandes hingewiesen habe , sowohl auf die Reichs¬
verfassung wie auf die Rheinschiffahrtsakte, die gegen
die Einführung der Schiffahrtsabgabcn sprächen . Eine
Abschwächung erblicke er in den Ausführungen des Abg .
Neuhaus , der in Berlin nach seiner Rede für die Schifs-
fahrtsabgaben eintreten würde. Es handle sich hier aber
nicht um eine einzelstaatliche, sondern um eine Reichs¬
angelegenheit. Gegen eine solche einseitige Politik müsse
er doch Widerspruch erheben . Die Freunde einer
mäßigen Abgabe möchte er doch auf die Begehrlichkeit
der preußischen Konservativen aufmerksam machen , die
ja genügend bekannt sei . Wir in Baden würden auch
bei kleinen Abgaben bald gezwungen werden , zum
Kchraktiensystcm überzugehen, wollten wir nicht Gefahr
laufen , unsere Industrie untcrgehen zu sehen zugunsten
der niederdeutschen Konkurrenten. Wir verlangen , daß
die Angelegenheit als Reichsangelcgcnheit behandelt
werde im Interesse des gesamten deutschen Reiches .

Abg . Meyer (natl . ) möchte als Vertreter Mannheims
seinen Standpunkt in dieser Frage präzisieren . Dar¬
über bestehe wohl kein Zweifel, daß mit der Hebung der
Rheinschisfahrt eine bessere Beschäftigung der Industrie
eingetrcten sei. Die Hebung derselben fei aber auch an¬
dererseits nur möglich gewesen durch die Verbesserung
der Fahrten , wie sie im Laufe der Jahre vorgcnom-
mcn. Mannheim liege an einem Endpunkt, an dem ein
großer Umschlagsverkehr auf die Bahn stattfinde ; der¬
selbe würde mit einer Schifsahrtsabgahe vermindert
werden zum Nachteil der badischen Eiscnbahnkasse und
zum Nachteil der Industrie , durch welchen Mannheim
ganz besonders getroffen würde. Er hoffe , daß die Re¬
gierung auf dem bisherigen Standpunkt beharren möge
im Interesse der Allgemeinheit.

Abg . Lehman» ( Soz . ) :
Wir haben vor zwei Jahren dieselbe Frage hier be-

bandclt . Damals hat die sozialdemokratische Fraktion die
cnisprechende Interpellation eingcbracht. Kammer und
Negierung nehmen heute noch denselben Standpunkt ein,
mit Ausnahme der Konservativen, die damals im Hause
nicht vertreten loaren . Auf die Rechtsfrage wolle er nich:
eiiigehcn, da ja nach ihm ein Jurist zu Wort komme ,
der diese Seite der Frage sich wahrscheinlich besonders
angelegen sein lasse. Vor zwei Jahren habe man die
Befürchtung abgegeben , daß Preußen von den Bestre¬
bungen nach Einführung von Schiffahrtsabgaben nicht
ablaffen werde. Diese Beftirchtungen hätten sich als be¬
rechtigt erwiesen. Es sei noch keineswegs feststehend ,
daß der Bundesrat dem Willen Preußens den nötigen
Widerstand entgegensetzen werde. Bereits habe Bayern
nachgegcben . Man habe gestern auch diesem Hause
für die Einführung solcher Abgaben « timmung zu
machen versucht und zwar unter dem Hinweis , daß die
Abgabefreihcit nur den Interessenten zugute komme ,
während die Kosten der Instandhaltung der Flüsse für
die Schiffahrt der Allgemeinheit aufgebürdet würden . Es
sei aber völlig falsch, die Ausgaben für die Flußregulie -
ruugen lediglich auf das Konto der Klußschiffahrt zu
setzen. Hier stünden allgemeine Kulturinter¬
essen in Frage , für welche selbstverständlich auch die
Kosten von der Allgemeinheit getragen werden müssen.
Die Auffassung der Konservativen führe in ihren Kmrse-
quenzen der Wiedereinführung der differenzierten Ab-
gaben, d. h. wir kämen zu den Zuständen, die man vor
100 Jahren beseitigt hat. Mit solchen Argumenten
könne man auch wieder die Ehausseegelder einführen .
Der Einwand , daß die Benützung der Straße jedem frei¬
stehe, sei hinfällig , da dasselbe auch auf die Benützung
der Flüsse zutrefje . Das Eintreten der Agrarier für
die Schiffahrtsabgaben läuft im Grunde genommen nur
auf eine weitere Verteuerung des Getreides
hinaus . Bei der preußischen Negierung sei das Interesse
mehr ein fiskalisches . Der Standpunkt des Abg . Reu¬
haus , der erklärte , wenn er im preußischen Abgeordneten¬
hause säße , würde er wahrscheinlich auch für Schiffahrts -
abgaben eintreten , entspräche ganz und gar der Zen¬
trumspolitik . Das Zentrum tritt ja bei uns auch für das
allgemeine direkte Wahlrecht ein, während eS in Preußen
für dieses Recht keinen Finger rührt . Redner findet
vom Standpunkie der Agrarier aus die Haltung
der Konservativen für begreiflich. Bon den 23 Mill .
Doppelzentnern Weizen, die im Jahre 1902 erngeführt
wurden , entfielen 13 Mill . auf den Rheintransport .
Kein Wunder , wenn die Agrarier für Rheinzölle schwär¬
men. Die Einführung solcher Schiffahrtsabgaben würde
natürlich auch alle übrigen auf dem Rhein beförderten
Produkte, insbesondere die Kohlen , verteuern und damit
unserer oberrheinischen Industrie schweren Schaden zu¬
fügen. Deshalb sei diesen Bestrebungen mit aller
Energie entgegenzutreten. (Bravo bei de« Sozialdemo¬
kraten.)

Abg . Zehnter (Zentr .) vertritt den Standpunkt , daß
die Abgabefreiheit auf den Flüssen bestehen bleiben müsse
auf Grund des 8 54 der Reichsverfassung und der ent¬
sprechenden Bestimmungen der Rheinakte. Man könne
auch ela sehr guter Agrarier sein und sich doch über¬
zeugen , daß die agrarischen Gründe nicht die ausscblad-
gebenden sein dürfen, sondern daß hier in erster Lime
Handel und Industrie zu berücksichtigen seien . ES können
aber auchPbxßlndere Abgaben erhoben werden für be-' ie

mogftch ,
mo '1

fntirf

•'S
^ eiV

getroffen werden zur Er
ft stehen im Begriff, eine

^ 'Mfinn UMckßUc

nach Konstanz . Ein derartiges Projekt könne man kaum
durchführen , ohne fich zu entschließen, von den Inter¬
essenten gewisse Beitrüge zu fordern .

Minister Schenkel : In der vorliegenden Frage han¬
delt es sich einerseits um Rechtsfragen und um Jn -
tereffenfragen. Was die elftere bekifft , so herrsche in
der Literatur , bei den Rechtslehrern und auch bei oen-
jenigen Männern , die sich objektiv aus Anlaß ihrer
Amtstätigkeit mit der Frage beschäftigt , Uebereinstim-
mung darüber , daß ohne Abänderung oder neue authen¬
tische Auslegung der für diese Materie maßgebenden
Rechtsnormen Schiffahrtsabgaben nicht eingeführt wer¬
den können . Wenn draußen im Lande eine gewisse Er¬
bitterung eingetreten , so sei dies daher gekommen , daß
da und

^ dort versucht worden sei, im administrativen
Wege über diese rechtlichen Hindernisse hinwegzukom -
rnen. Eine zweite Frage sei die Jnteressenfrage . In
dieser Beziehung lägen die Materialien gar nicht vor,um eine endgiltige Entscheidung zu treffen . Man wisse
zwar, daß die preußische Regierung die Verpflichtung
übernommen habe , Schiffahrtsabgaben auf ihren regu-
lierten Waffersiraßen zu erheben . Man wisse aber noch
nicht , unter welchen Voraussetzungen dies geschehen solle
und unter welchen Modalitäten . Die Abgabe solle auf
den Tonnenkilometer 0,04 Pfennige betragen, die nicht
zu hoch bemessen sei. Ob aber gerade dieser Durchschnitt
angenommen werde, sei nicht bekannt . Es sei ferner
nicht bekannt, wie diese Abgaben nach einzelnen Wert -
klaffcn gestaltet werden sollen und für welche Aufwen¬
dung der Art nach diese Abgabe erhoben werden solle.
Ausgeschlossen sei , daß zur Deckung ftir Aufwendungen,
die im Interesse der Landessicherheit gemacht worden
seien , Schiffahrtsabgaben erhoben würden. Die Arbeiten,
die seit den 30er Jahren des vorigen Jahrhunderts ge¬
macht worden seien , seien im Interesse der Landessicher¬
heit vorgenommen lvorden . Allerdings sei heute die
Haltung der Negierung eine andere, wie vor zwei Jah¬
ren, denn damals sei die Frage der Schiffahrtsabgaben
eine rein literarische gewesen , da noch keine Regierung
sich mit derselben beschäftigt . Jetzt trete die größte
deutsche Regierung , Preußen , hervor und wolle solch«
Schiffahrtsabgaben cinführcn. Da entspreche cs doch
der Stellung der badischen Regierung, daß sie sage , lvir
wollen einmal abwarten , die Vorschläge eingehend prü¬
fen und dann die Entscheidung treffen. Wir können
wohl sagen, wir haben große Bedenken , wir können aber
nicht sagen, wir lehnen jedes Eingehen ab. Hervorhcben
müsse er , daß die Wasserstraßen in Baden durchaus keine
Konkurrenz seien für unsere Eisenbahnen, im Gegenteil,
die großen Zubringer . Man müsse aber auch den kleinen
Schiffcrstaud in Betracht ziehen , der ein kräftiger und
tätiger Mittelstand auf dem Neckar und Rhein sei und
der mit den wirtschaftlichen Verhältnissen im schweren
Kampfe liege . Für diesen Stand sei es sehr belastend,
wenn durch Einführung der Schiffahrtsabgaben eine
wesentliche Verminderung des Verkehrs herbeigeführt
würde. Vom finanziellen Standpunkt wäre cs ja sehr
erwünscht, wem: sich für den Staat eine neue Rhcingold-
quclle erschlösse. Bei dieser Gelegenheit möchte er Mit¬
teilen , daß die Verhandlungen mit Elsaß-Lothringea
inbezug auf die Fortsetzung der Rheinrcgulierung zum
Abschluß gelangt seien , indem dasselbe sich bereit erklärt
habe , den Wünschen der letzten Kammer weiter entgegen»
zukommen. Die Regierung werde demgemäß mit einer
RachtragLsorderung kommen zwecks Beginn der Rhein¬
regulierung nach Straßburg . Hinter dieser Regulie¬
rung ioarte die Regulierung von Srraßburg nach Basel,
doch sei an dieser das Interesse Badens nur ein geringes .

Abg . Wittum (natl . ) hält es für geboten , alles zu
tun , um der Regierung in dieser Frage den Nacken zu
stärken .

Nach kurzen Bemerkungen des Abg. Gierich erhebt
Abg . Fehrenbach Einspruch gegen die Aeußerung des

Ministers , der für die Fortsetzung der Rheinregulierung
von Straßburg nach Basel das Staatsinteresse als ein
nur geringes bezeichnet habe . In dieser Frage müsse das
Interesse des ganzen Staates gewahrt werden und es sei
sehr ungerecht, in der Mitte des Landes der Weiterent -
ivicklung der Schiffahrt einen Riegel porzuschieben , wie
dies heute der Minister versucht . Gegen diese Auffassung
müsse er im Interesse des Oberlandes enffchieden Protest
erheben.

Abg . Süßkini. (Soz. ) :
Der Abg . Gierich scheint den § 69 der Verfassung

noch nicht gelesen zu haben. Rach diesem Paragraphen
hat der Abgeordnete nicht die Interessen eine- einzelnen
Standes hier zu vertreten , sondern die Interessen des
ganzen Landes. Nebrigens habe die von dem Abg. Gierich
angeschnittene Frage der Ermäßigung der Gütertarif
insbesondere für Mehl und Getreide, mit der hier in
Frage stehenden Interpellation gar nichts zu tun . Jn -
teressieren sich die Konservativen über die Stellung der
Regierung zur Detarifierung , so mögen sie eine ent¬
sprechende Anfrage <m die Regierung richten . Gegen die
Fortsetzung der Rheinregulierung werde , von Mannheim
aus . falls dabei allgemeine Kulturipteressen gefördert
werden, nichts i» den Weg gelegt. Niemand wünsche oder
betlangc , daß ein LandcSteil zum Vorteil eines anderen
benachteiligt werde .

Nach einem Schlußwort des Referenten Binz» der
von dem Verlauf der Debatte befriedigt ist, auch die Er¬
klärung des Ministers fei zuftiedcnstcllend und könne
prinzipiell gegen dieselbe nichts eingciocndct iverden,
wird die Sitzung um 1 Uhr geschloffen.

Nächste Sitzung Donnerstag halb 10 Uhr.

Badische Politik .
Das „Ereignis " im Lichte der bürgerliche »

Preffe .
Während die sozialdemokratische Presse der erst¬

maligen Präsidierung des Genossen Geck mit heiterer
Ruhe entgegensah, hat die bürgerliche Presse daraus
fast eine Staatsaktion gemacht . Unseren Lesern
sei deshalb das Stndiunr der nachfolgerrden Pretz-
stimmen empfohlen :
Badische Landeszeitung :

Ohne Auffehen, wie der Alltag, wird da Ereignis ,
was die Zentrumsblätter seit Monatsfrist dem Land«
im voraus als den Greuel aller Greuel im parlamen¬
tarischen Heiligtum schilderten . « Genosse" Geck, der
2 . Vizepräsident, nahm den Ehrensitz in der Volksver-
Iretuug ein : den Präsidenten , Herrn Dr . Gönner , und
den 1 . Vizepräsidenten, Herrn Lauck. hält Krankheit
fern ; so war es an Herrn Geck , die Verhandlungen zu
leiten. Auf der überfü" - erwart - ' " man
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Haus, der bei der Präsidentenwahl so wenig Selbstbe .
herrschung gezeigt , hatte sich inzwischen gefaßt . Ver¬
gnügt plauderten die Sekretäre aus den ZentrumS -
reihen , darunter ein leibhaftiger Freiherr , mit dem
. roten Vize "

, und liebenswürdig grüßten ihn die Mi -
. nister . Mit ruhiger Würde waltete Herr Geck im

Schmuck seiner buschigen Löwenmähne des Amtes als
Kammerherr ; es klang so bürgerlich behaglich, als er
nach gutem Brauch die Kollegen willkommen hieß , so
väterlich warm , als er der erkrankten Präsidenten voll
Teilnahme gedachte, so ausgesprochen ordnungsliebend ,
als er zu guter letzt mahnte , die großen Aufgaben , die
der Volksvertretung harren , in sachlichem Meinungs¬
austausch zum Wohle des Landes zu erledigen . Kurz ,
das Debüt des . roten Vize " war weltenfern von aller
Revolutionsromantik .

Landesbote :
Die Präsidentenschelle gab keinen Ton der Entrüst¬

ung von sich , als sic Geck in Bewegung setzte , kurz , es
ging alles so glatt , so ganz wie immer zu und
heute steht Deutschland , vor allem unser Baden noch ,
trotzdem zum erstenmale seit der deutschen Staatcn -
bildung , ja seit Erschaffung der Welt , wenn man weit
zurückdatieren will , ein Sozialdemokrat eine deutsche
Parlamcntssitzung geleitet hat. Also eS geht, das freut
uns vor allem für das Zentrum , dessen Presse den leib¬
lichen Gottseibeiuns schon an die Wand gemalt hatte ,
wenn einmal das Schauderöse und Skandalöse , die Lei¬
tung der Kammerverhandlungen durch einen Sozzen
linkster Observanz , in die Erscheinung treten würde .
Auf der Gallerte schmunzelten die „ Genoffen "

, als
„ihr" Adolf die dem Zentrum so tiefsinnige Präsidial¬
frage auf die angenehmste Weise von der Welt lüste.
Und so wäre auch dieser Tag der Erwartung vorüber
und die parlamentarischen Historiker können melden ,
daß er glatt vorüber.

Beobachter :
Die Sitzung der Zweiten Kammer stand unter der

Leitung des zweiten „roten " Vizepräsidenten Geck, und
die höchsten Vertreter der staatlichen Gewalt und des
Landesherrn , die Herren Minister , durften sich von
einem Anhänger der „revolutionären " Sozialdemo¬
kratie das Wort erteilen laffen . Ein Bild — zum
Malen I Die vom Block nach den Präsidentenwahlen
für so gut wie ansgeschloffen erklärte Möglichkeit hat
sich heute tatsächlich verwirklicht, die rote Fahne ging
auf über dem badischen Ständehansl Das in Deutsch¬
land sonstwo nicht zu erblickende Schauspiel hatte die
sämtliche» Tribünen des Hauses stark gefüllt — alle
Blicke galten der den Präsidentenstuhl heute einneh¬
menden Persönlichkeit , die, da der erste Vizepräsident
Lauck um einen längeren Krankheitsurlaub einkam,
wohl einige Zeit denselben innebehalten wird !

. . . Als der konservative Abg. Herr Gierich für
Abgaben plädierte , hielten die Herren Minister Schenkel
und Präsident Geck eine angeregte Zwiesprache, bei
welcher - omen ? — der Ministerstuhl umfiel. - Cs
war leider kein Momentphotographenapparat zur Stelle ,
um das parlamentarische Idyll Schenkel - Geck abza-
kuipsen I
Ganz besonders gewurmt hat es deil Beobachter,

- daß unser Genosse Ad . Geck bei der Präsidenten -
wähl den Abg. v . Wenzingen als Urkunds-
Person berufeil hat. Ein Baron und gar einer
vom Zentrum zum „Zettelausrufen "

. Die Feder
sträubt sich beinahe , so etwas zu schreiben . Der
»Herr Baron " ist eben in der Zweiten bad . Kammer
auch nnr Abgeordneter , wie alle anderen
Mitglieder des Hauses auch und er mutz es sich
deshalb gefallen lassen, auch einmal als „Zettel¬
ausrufer " zu amtieren . Anscheinend hatte der
Baron v . Wenzingen auch diese Bcru '

ung nicht als
unter seiner Würde aufgefatzt. Sollten wir uns
aber täuschen , so bleibt es ja dem „ Herrn

'Baron "
unbenommen , solchen Eventualitäten dadurch zu
entgehen, daß er aus dieser „ plebejischen" Gesell¬
schaft aristritt und sich für die Erste Kamnier in
empfehlende Erinnerung bringt .

Natürlich fehlt in dem Pretzkranze nicht Herr
Ammon . Er schreibt im S ch w ä b . M e r k u r 7

In seinem Auftreten .suchte Geck seine bürgerlichen
Vorbilder möglichst genau nachzuahmen, und es lvird
Leute genug gebe» , die keinen Unterschied genierkt
haben und nun verkünden: es gehe auch so. Wie der
Eindruck nach außen sein lvird, niuß man abwarten ,bis die Presse gesprochen hat. Die Minister kamen
und ginge » , machten vor dem Präsidentenstuhl Halt
und verbeugten sich , wie allgemein üblich. Auch hierin
hatte sich nichts geändert, was sich auch von selbst
versteht. Und doch zögern wir nick t, den Tag einen
denklvürdigen zu nennen, an dem zum erstenmal
ein sozialdemokratischer Vizepräsident die Verhand-
lunj.en leitete . _ Die Begründung wird man uns er¬
lassen, da hierüber bereits genug geschrieben wurde.
Wir meinen auch, daß sich Herr Ammon seine

Weisheit über den sozialdeinokratischen Vizeprä¬
sidenten sparen .

kann , zumal Genosse Geck noch
öfter Gelegenheit haben wird , zu beweisen, daß
in puncto parlamentarischer Gewandtheit die
Sozialdemokratie keiner bürgerlichen Partei nach -
steht .

Das Gesetz betr. den Elementarunterricht
soll mit Wirkung vom 1 . Januar 1906 ein¬
geführt werden . Die Beitragspflicht der Gemeinden
wird geregelt nach Stufenklassen .

Ueber den Landtagsabg . Belzer »
den Renoillnnerarbeiter de§ Zentrums , gehen uns
Klagen zu, die gewiß nicht mit seiner neuen Tätig¬
keit iin badischen Landtag znsammenhängen —
siilteinalen darüber noch nicht das geringste zu be¬
richten ist —, die aber doch auf den Vertreter des
39 . Bezirkes ein seltsames Licht werfen, voraus¬
gesetzt natürlich, daß sie den Tatsachen entsprechen .
Herr Belzer arbeitete während der parlamentari¬
schen Weihnachtsferien wie sonst in der Fabrik.
Durch irgendwelche Ursachen bekam er Differenzen
mit einem Mitarbeiter , eineril gleichaltrigen Fa¬
milienvater ; angeblich wurde dieser durch Belzer
in seinem Verdienste geschädigt. Ob das richtig ist
oder nicht , genug , Herr Belzer schlug seinem Wider¬
sacher mit einem Hobelstahl auf den Kopf. Das
ist allerdings ganz und gar nicht parlamentarisch
ilnd Herr Belzer wird nicht umhin können , diese
neue Art der Vertretung von Ansichten als unwahr
nachzuweisen oder den Vorwurf einzustecken, daß
er daS Studium des Knigge nicht besonders eifrig
betrieben hat.

Zur Tabaksteuer
schreibt man uns aus Freibilrg :

e- . Von den von der Negierung vorgeschlagenen
Steuern hat keine in den Interessentenkreisen eine so
lebhafte Bewegung hervorgerufen , wie die Tabaksteuer,
was auch sehr begreiflich ist .

Als im Jahre 1870 die Steuer und der Zoll in der
jetzigen Höhe eingeführt wurden, bewirkte das einen der¬
artigen Rückgang im Konsum, daß sofort 15000 Ar¬
beiter brotlos wurden . Diesmal ivürden die
Wirkungen viel schlimmer sein. Vor 1879 wurde
noch sehr viel verarbeiteter Tabak eingeführt und die in¬
ländische Tabakindustrie war in der Lage, die auslän¬
dische Konkurrenz zu verdrängen . Heute sind aber keine
Absatzgebiete mehr zu erobern und der Rückgang im
Konsum würde die Arbeiter iu seiner ganzen Schwere
treffen.

Die Regierung hat in ihren Berechnungen einen
Rückgang von 25 Proz . in Betracht gezogen . Wenn der
Konsum auch nur um 20 Proz . zurückgeht , so werden da¬
durch 40000 Arbeiter brotlos , die Löhne der an¬
deren werden gedrückt und die obnedies schon sehr nie¬
drige Lebenshaltung der Tobakarbeiter wird noch weiter
herabgedrückt. Die Tabakarbeiter liefern jetzt schon den
größten Prozentsatz Lungenkranker. In Zukunft wird es
noch schlimmer werden.

Nun geht ia gegenwärtig so etwas wie eine Protest¬
bewegung m ch durch die bürgerlichen Kreise. Aber diese
Bewegung muß wirkungslos bleiben , weil sie sich nicht
gegen das S y st e m der indirekten Steuern richtet. Hier
wehrt sich jede Gruv : e nur gegen die Steuer , von der
sie gerade betroffen wird . Schlau geht wieder das
Zentrum zu Werk . Allerwärts halten seine Agitatoren
Reden und versprechen , wie sehr sich ihre Partei gegen
eine weitere Belastung der unteren Schichten wehren
wird . Jnbezug auf den Tabak erklären sie, daß sie für Zoll¬
erhöhung , aber nicht für Skeuererhöhung für inländischen
Tabak kind . Damit will man die Bauern fangen .
Den Arbeitern glaubt man den schtveren Schlag schon
versetzen zu dürfen . Ausgabe der christliche » Gewerk¬
schaftsagitatoren ist es dann, die Arbeiter über diese
volksverräterische Politik hinwegzutäusche» .

Eines steht fest : wird der Zoll auf ausländischen Tabak
erhöht und die Zigarettenpapiersteuer eingeführt , dann
geht der Verbrauch an Zigarren und Zigaretten zurück
und Zehntausende von Arbeitern sind brotlos . Es ist
ein grober Irrtum , wenn z . B . der Abgeordnete Schüler
meint , nur die Reichen rauchen ausländischen Tabak,
auch zu den billigen Zigarren muß ausländischer Tabak :
wenigstens zum Teil genonnnen werden. Aber auch der
Bauer hat keinen Nutzen von der Zollerhöhung . Mit
dem Zoll auf Rohtabak wird auch der Zoll auf Zigarren
und Zigaretten erhöht und die Jndustriezölle haben noch
überall fördernd auf die Ringbildung gewirkt. Schon in
den letzten Jahren hatten die Tabakbauern darunter zu
leiden , daß sich die Händler und Fabrikanten auf die
Preise einigten , welche sie bezahlen wollten . Sehr oft
wurden noch bei de» Ablieferungen den Bauern aus den
nichtigsten Gründen Abzüge gemacht. Die Zollerhöhung
auf Rohmaterial und fertige Ware wird die Fabrikanten
noch enger zusaminenbringen und dann werden sie dem
Bauer erst recht die Preise diktieren. Der Bauer aber
ist in einer Zwangslage , er kann mit dem Tabak nichts
anfangen , er darf ihn nicht einmal behalten , es sei denn,
er bezahlt die Steuer . Das Zentrum und auch ein Teil
der Nationalliberale » treiben hier ein ganz plumpes
Manöver . Sie wissen ganz gut, daß die Regierung
auch an der Steuererhöhung festhält . Man will nur
nachher sagen , wir haben nicht gewollt , aber die Ne¬
gierung hat nicht nachgegeben. Vielleicht läßt die Re¬
gierung an der Steuer 3 Mark abhandeln (sie wird des¬
wegen wohl 63 Mark verlangt haben ), dann kann sich
das Zentrum noch mit einem Erfolg brüsten. Die Re¬
gierung kennt ihre Leute ; auch sie weiß ganz gut , daß
alle bürgerlichen Parteien keine Belastung der Reichen
wollen , daß sie einig sind in dem Bestreben, durch in¬
direkte Steuern dem arbeitenden Volk die Lasten
aufzubürden .

Bei keiner Steuer aber tritt die Ungerechtigkeit so
kraß zutage , wie bei der Tabaksteuer und dem Zoll . Die
Steuer ist gleich für guten und schlechten Tabak und
unsere lleberzöllner verlangen , daß auch der Zoll gleich
sei ( 126 Mk . ) für Virginiastengel , von denen der Zentner
13 Mk. kostet , und für den feinsten Zigarettentabak . Für

Südwestdeutschkand komme« noch andere wirffchastlich« )
Folgen in Betracht . Tic Tabakindustrie ist meistens auf
dem Lande . Es gibt Tausende von Familien , von wel¬
chen ein Teil in die Fabrik geht und der andere Land¬
wirtschaft betreibt und selbst Tabak baut.

In Baden werden nun fast nur billige Zigarren
hergestellt, welche durch die Steuer am härtesten ge¬
troffen würden. Ein großer Teil Arbeiter ivürde ar¬
beitslos . Andere Industrie ist nicht am Ort . Bleibt die
Auswanderung . Aber daS geht nicht so leicht. Das
landwirtschaftliche Besitztum möchte man zwar wohl ver¬
äußern , aber wo kein Verdienst ist, wo die Tabakpreise
zurückgehen , da will niemand oder doch nur zu niederen
Preisen Feld kaufen. In Baden gibt es Tausende von
Familien , deren Existenz von der Lösung dieser Steuer¬
frage abhängt . Es ist geradezu unbegreiflich, wie der
badische Bundesbevollmächtigte fiir dieses Steuerobjekt
stimmen konnte . Tie badische Regierung kann eben auch,
wenn es sich um die vitalste» Interessen ihres Landes
handelt , in Berlin nie „Nein " sagen . Um so lauter
müssen wir protestieren , nicht nur gegen die
Tabaksteuer, sondern gegen alle indirekten Steuern
auf Lebensmittel . Wir müssen es allen sagen, daß
Deutschland 83 Proz . aller Einnahmen aus in¬
direkten Steuern zieht, daß wir pro Kopf der Be¬
völkerung 21,66 Mk . indirekte und nur 8,60 Mk . E i n -
ko m me » st euer und gar nur 79 Pfg . Ver¬
mögenssteuer zahlen.

Aufklären müssen wir die Massen über diese Unge¬
rechtigkeiten, damit sie sich mit Macht dagegen wenden.
Dann wird es uns gelingen , dieses ungerechte Syfteni
zu beseitigen.

Deutsche Politik .
Einen General für eine Straßenschlacht

suchte bekanntlich Bismarck eine Weile lang , um in
Strömen von Blut die ihm zu stark werdende Sozial¬
demokratie zu ersticken .

Unwillkürlich wird man an diese Absicht Bismarcks
erinnern , wem : man liest , was die Köln . Ztg . in einer
augenscheinlich von Berlin stark beeinflußten Notiz kund
und zu wiffen gibt :

. . . Alle Maßregeln sind getroffen , um Ruhestör¬
ungen zu unterdrücken. Sollte das bereitgestellte
Militär Verwendung finden , so wird die Gefahr
des Blutvergießens um so größer , als gleich¬
zeitig , die strengen Vorschriften über die
Verwaltung der zum Beistände der Zivilbehörden
requirierten Truppen Platz greifen , namentlich die Be¬
stimmung über den Gebrauch der Waffen und der Neber-
gang der Gewalt an einen militärischen Bevollmäch¬
tigten .

Uebergang der Gewalt an einen militärischen Bevoll¬
mächtigten ! Das ist des Pudels Kern ! Das ist das Ziel
aller Wünsche unserer Scharfmacher !

Breslauer Justiz .
Dem Schreckensurteil gegen Genossen Löbe, der

übrigens dagegen Revision angemeldet hat, ist
ein langer Kampf der Breslauer Gerichte gegen
das Koalitionsrecht schon voroufgegangen .

Tie Breslauer Streiknrteile haben sich nachgerade
dermaßen gehäuft und eine solche Härte ange¬
nommen , daß die Breslauer Arbeiterschaft es fiir
angezeigt hält , gegen diese Streikjustiz Front zu
machen. In einer grandiosen Versammlung haben
sie am Donnerstag entschiedenen Protest dagegen
erhoben und, da Tausende in den Versammlungs -
raum keinen Einlaß mehr fanden , wird am Freitag
etile neue Versammlung stattsinden. In jener Ver
saminlung wurde festgestellt, daß die Breslauer
Zahlstelle des W a n r e r v e r b a n d s von 1903
bis 1905 allein 4 Jahre 1 Monat 12 Tage
Gefängnis und 223 Mark Geldstrafen zu ver¬
zeichnen hat, die auf Grund des 8 153 G .O . über
Mitglieder des Verbandes verhängt wurden . Das
betrifft also einen einzigen Verband . Wie hoch
würden diese Ziffern erst anlaufen , wenn die andern
Verbände eine gleiche Berechnung vornähmen .

An dieser Strcikjnsliz ist zu gutem Teil der Geh.
Justizrat Landgerichtsdirettor Dr . I a n s k e be¬
teiligt , derselbe Herr , der im Prozeß gegen Löbe
den Vorsitz geführt hat.

Tie Verhandlungen fanden übrigens auch im
Beisein des Oberstaatsanwalts und des
Präsidenten des Landgerichts statt.

Beiläufig eine Frage : Lesen die Herren mitunter
auch einmal ausländische Blätter Wenn Sic
event . aus Anlaß des Urteils gegen Löbe sich die
ausländische Presse etwas ansähen, so würden sie
staunen, wie überaus milde die Sprache der deut
scheu Arbeiterpresse dagegen ist .

Maffen -Anklagen
knüpft die Eisenacher Justiz an den dortigen Kra¬
wall , der am 17 . November , dem Tage der Stich¬
wahl , vor dem antisemitischen Wahlbureau anläß¬
lich der Verkündigung des Wahlrejultates dadurch
entstand, daß daselbst in außergewöhnlicher Weise
Gendarmerie und Polizei postiert, soivie durch die
Feuerwehr mit Wasser in die Menschenmenge hinein -

gespritzt lvnrde. Es sind jetzt wieder zwei jugch^
lichc Arbeiter, die sich den „ Ulk auch mal ansehy,wollten , zu 1 Monat 2 Wochen , bezw. 1 Mon ,
Gefängnis wegen Aufruhr und Landfriedensbr^verurteilt lvorden . Es verlautet , daß noch geg ,
30 Teilnehmer das Verfahren eingeleitet wer- .
soll.

Die Justizbehörden halten eS nicht für nöti-
die Unklugheit solcher Maßregeln einzusehen.

’

Herr v. Lucanus ,
den Reichskanzler, Staatssekretäre und preußisch ,
Minister bekanntlich nur mit sehr gemischten
fühlen kommen sehen , weil sie von ihni zu hfi,
befürchten , daß ihr Gesundheitszustand plör-
schwankcnd geworden sei , mutz angesichts der ti
Zeiten eine Lohnzulage haben. Der Herr, Eh
des Zivilkabinetts des Kaisers , von dem es n>
unlängst hieß , er sei amtsmüde , hat jetzt ein
halt von 20000 Mk . Da aber der Chef des
tärkabiuetts mehr bekommt, müssen die Preußisl ..
Steuerzahler auch für Herrn v. Lucanus kräftig
in die Tasche greifen ; der neue Etat verlangt
ihn nur zehntausend Mark jährli
Gehaltserhöhung und 900 Mk . Die:
alterszulage . Die Amtsmüdigkeit des schon
tagten Herrn scheint verflogen zu sein.

Mehr Lohn
verlangt ein königl. Preußischer Polizeiko
missar in Hannover in einer an den Landl
gerichteten Petition , indem er die Gleichstellung
Kommissare mit den PolizeileutnautS bege!
Originell ist die Begründung , daß

. wegen der in den unteren Volksschichten herrschen!
llnzusriedenheit und deren Bestreben , den Umsturz
bestehenden Gesellschaftsordnung herbeizuführen, h>
Anforderungen "

an den Kommissar gestellt werden, er sich
„bei strenger Pflichterfüllung auch Gefahren aussi
die nur von wenigen Beamten gekannt werden."

Den armen Beamten könnte die preußische R,
gierilng helfen : sie brauchte sie nur nicht in d
Versammlungen zu schicken . Dort sind sie wirkli
überflüssig.

Die Tabakfabrikanten
haben wir doch richtig eingeschätzt . Eine große Sßj
sammlung von Tabakinteressenten , die am Mn
woch in Berlin stattsand und in der u . a . der Sh
dikns des Deutschen Tabakvereins , S ch l 0 j
macher , und der Direktor der Elsässischen Tado
manufaktnr , Sucan , referierten , nahm eine Re
solution an , die im ersten Satz ausdrücklich die B>
reitwilligkeit erklärt, „ zur Stärkung de
Wehrkraft des Reiches zu Wasser un
zu Lande beizutragen .

"

Das ist eben des Pudels KernI Die unglücktst
Sch raube ohne Ende wollen die Herren g<ui
gern weiterdrehen , aber die Folgen wollen sie nick
daß sie die Kosten dieser Schraube im Wege d i r ek
t e r Reichssteuern aufbringen wollen , hüten sie sy
zu erklären.

Husland .
Holland .

Der Vorstand der sozialdemokra
tischen P a r t e i H 0 l l a n d s veröffentlicht eil
Manifest , das zu den Versammlungen am 21 . ao
22 . Januar im ganzen Lande verbreitet werk«
soll. Es nimmt u . a . Bezug auf die Wahlrechts
kämpfe in Rußland , Oesterreich , Sachsen uni
Preußen , fordert auch für Holland das a l
gemeineWahlrecht und kiindigt eine national
Wahlrechtsdemonmation in Amsterdam für dici
Sommer an.

Rußland .
Gewisse Operationen der Reichs

bank , die den Zweck haben sollen, die russisch«
Finanzen vor gänzlichem Verfall zu bewahr «
werden für so bedenklich gehalten , daß die Plei
der Bank selbst erwartet wird . Wenigstens zieh«
vorsichtige Leute ihre Depots zurück, so z . B . de
be—rühmte General Kuropatkin nicht weniger all
2 600 000 Rubel .

Bei dieser Gelegenheit rechnen einige Bläste
nach , woher K . zu so hohen Depots kamen . NehM«
wir an , heisst es da u . a . , K . haben „ gespart" tt
dem Gehalt als Oberoffizier : ein Viertel ,
Stabsoffizier : die Hälfte , als General : zP
Drittel , als Minister : drei Viertel , als Oberbefehl
Haber : neun Zehntel . Mit Einbegriff der allM
lich hinzuwachsenden Prozente müßten sich allenW
ca . 700000 Rubel angesammelt haben. Wohl
stammen nun die 1900 ÜÖO Rubel ? !

Benjamin franklin .
1706 — 17. Januar — 1006.

In dieser Zeit , wo der übergewaltige revolutionäre
Wogenwurf von Rußland her über Europa hinzittert ,
ist es eine natürliche Wirkung , daß das Einzelne früherer
Revolutionen , dem unsere Aufmerksamkeit sich sonst so
gerne zuwandte , ttefer in den Schatten der Vergangen¬
heit zuriicktritt. Das dürfte keine schnell vorübergehende
Erscheinung sein . Denn die russischen Ereigniffe werden
aus Jahre hinaus die Kraft unmittelbaren Geschehens
äußern . * Sie werden mehr als alle bisher erlebten Re¬
volutionen die kommende Geschichte beeinflussen . Sie
Verden die starken Erzieher von Generationen sein . Und
da wagt man es nur schwer , Erinnerungen artikelbreit
«ufzufrischen, die bald anderthalb Jahrhundert zurück¬
liegen , Erinnerungen an ein Ereignis , das zur Vorge¬
schichte der großen französischen Revolution gezählt wer -
den mutz: an den nordamerikanischen Unabhängigkeits¬
kampf.

Dieses Ereignis richtet sich in der Ferne auf . wenn
der Name Benjamin Franklins an unser Ohr tönt . Aber
außerdem haftet etwas an dieses Mannes Namen selbst,
etwas , das aufmerken läßt , als sagte eine innere
Stimme : hier mußt du Achtung erweisen , hier heißt es
dankbar sein . Dies Gefühl lebt in uns fort als ein Rest
der unbegrenzten Sympathien ^ die das Bürgertum aus¬
teilte , als es noch revolutionär war und stolz auf die
unantastbaren Charaktere vergangener bürgerlicher
Sturmzeiten hinschaute.

Noch in der Literatur unserer Großväter , vor fünfzig
Jahren , waren Schriften über Franklin ungemein
häufig . Aber schon damals war eS nicht bloß der makel¬
lose Lebensgang und die bürgerlich-demokratischeSchlicht¬
heit der Erscheinung, die man , allem autokratischen
Wesen abhold, als wohltuend und einzig richtig empfand .
Sondern es wirkte da bereits die Neigung , der wirt¬
schaftlich verursachten politischen Unzufriedenheit die
Sparsamkeit als wundertättges Heilmittel hinzureichen,
und dazu war dieser Benjamin Franklin , der sich auS
ärmliche» Berhältniffen emporgearbeitet hatte , ein sehr

«^ -"-» ter Helft -- uv -
'» zweites Wort in Rede und

— .. . ctehsehlai ganzen bürgerlichen
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Schauer der nahenden Auflösung hingingen , auf diesen
Unterschied nahm man nicht Rücksicht .

Heute wirkt das Acußerliche der Erscheinung Frank¬
lins — sein grobtuchener Rock und seine ungcpuderteq
Haare — nicht mehr wie ehedem als ein Stück revolutio¬
näres Programm , und ebensowenig das Sparsamkcits -
ideal , das Franklin selber so hoch einschätzte , daß seine
Konstruktion eines Sparkamins ihm für bedeutsamer
galt , als die Erfindung des Blitzableiters ,
die ihn bis in die Kinderschulen hinab berühmt gemacht
hat. Aber im achtzehnten Jahrhundert , als das Bürger¬
tum den Klaffengcgensatz , in dem es gegen Adel und
Geistlichkeit, gegen die feudalen Machthaber stand, em¬
pfinden und begreifen lernte und seine Forderung nach
Freiheit und Gerechtigkeit in den Ruf „ Zurück zur Na¬
tur !" ausklingen ließ , damals bedeutete eine Erscheinung
wie der schlichte und kluge Franklin etwas : dieser Mann ,
der die Diplomaten der alten höfischen Schule Europas
so schlau realpolitisch überdiplomatisierte , war ein wan¬
delnder Beweis für die Richtigkeit deS Naturevangeliums ,
und der Kampf , den seine Landsleute gegen die Entrech-
tungs - und Vergewaltigungsversuche des Mutterlandes
Englands ausgenommen , das war der Kampf , in den
man in Europa selber hineinwuchs , und der deshalb nicht
nur in den breiten Schichten der englischen, sondern
namentlich auch der französischen Bevölkerung als eigene
Angelegenheit empfunden und bejubelt wurde .

Franklin war in den fünfziger und sechziger Jahren
in politischer Mission in England gewesen ; er kannte
die Stimmung der Engländer . Und ebensowenig entging
ihni , als er während des Unabhängigkeitskampfes als
Beauftragter seiner Landsleute in Paris weilte , was
man in Frankreich über den Kampf dachte . Die politische
Gegnerschaft , in der Frankreich gegen den alten , über¬
mächtig gewordenen Scerivalen England mit Erbfeinds -
gefühlen stand, trieb auch die feudale Kaste mit samt
ihrem Könige auf die Seite der Amerikaner , und so
wuchs diesen eine Gunst der Verhältniffe entgegen , die
eben Franklin mit der pfiffig -gelassenen Ruhe eines ab¬
wartenden Händlers auszunutzen verstand. Er gewann
Truppen , Schiffe und tüchtige Anleihen , — diese sogar
auch in Holland , dem anderen, ^ g ^EWlcind verdränn ^ --
Seerthaleit . Sein Werk aüM ~ ^ VrS Bö“

fürsten den Engländern wie Sklaven verschacherten deut - 1 eine öffentliche Aakademie , aus der die pennsylvaius
scheu Söldner . Der Mann , der diesen Beweis im rich¬
tigen Augenblicke erbrachte, war George Washington .
Als ein Freiheitshcld , dessen Bedeutung weithin unver¬
gessen blieb , ragt dieser Mann in Name und Gestalt in
die Erinnerung der Gegenwart herüber . Franklin , der
nicht nur sehr uneigennützig , sondern ^ zich ein ehrlicher
Urteiler zu sein vermochte, setzte an den Schluß seines
Testaments die Worte : „Meinen hübschen Spazierstock
mit goldenem , die Freiheitsmütze vorstellendem Knopfe,
vermache ich meinem Freunde und dem Freunde der
Menschheit , General Washingwn . Wäre es ein Szepter ,
so hätte er es verdient und würde es zu führen wiffen ."

Wem beim Namen Franklins das Zeitalter Rouffeaus
vor dem Geiste aufsteigt , dem steht Franklins Gestalt
in der rechten Einkleidung . Man darf diesen Mann
nicht für einen überwältigenden Geist , etwa gar für ein
Genie halten . Das war er ganz gewiß nicht. Aber ein
praktischer Kopf war er, und Beharrlichkeit besaß er im
größten Maße . Seine Ideen flogen weder hoch noch weit ,
aber er hatte daS Talent , verständlich zu geben, was er
meinte und auch, was er von andern ausgenommen und
bloß weitergab . Er war in allem der Amerikaner , und
zwar insbesondere der Zeitgenoffe aufblühender Städte ,
der eine Menge neuer Ausgaben ringsum wachsen sah .
Die politische Bedrückung der Kolonien erzog den demo¬
kratischen Politiker , der die regierende Gewalt des Mut¬
terlandes Schritt um Schritt aus dem Felde drängte ,
und den Gemeingeist , der sich in diesem Kampfe betätigte ,
entwickelte daS Aufgehen in den Aufgaben deS städti¬
schen Zusammenlebens . Franklin war der typische
Philanthrop ( Menschenfreund ) des achtzehnten Jahr¬
hunderts , ein Bürger , der gewiß auch sein eigenes Jn -
tereffe nicht aus dem Auge ließ , der aber mit peinlicher
Aufmerksamkeit darüber wachte, daß nie die bürgerlichen
Pflichten gegen Gemeinde und Staat in zweite Linie
gerieten . Und mit der Zumeffung dieser Pflichten knau¬
serte er für sich nicht. Darin sah er die Tugend , die den
rechten Adel gab.

Eine lange Kette gemeinnütziger Unternehmungen
und Bestrebungen durchzieht Franklins

Seerivalen . Sein Werk aßM
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Universität hervorging ; 1762 ebenso das erste Spital »S
Philadelphia und 1764 machte er gleicherweise auch de
ersten Plan zu einer Union der Kolonien . UnermütO '
ist er noch als achtzigjähriger Greis : in Philadelph«
entstanden 1787 die Gesellschaft zur Linderung &
Elends in den Gefängnissen und die Gesellschaft l
Abschaffung der Sklaverei , Befreiung der auf gcs>
widrige Weise in Dienstbarkeit gehaltenen freien N<s
und Verbesserung des Zustandes der afrikanischen Raj
und beiden sstß er als Präsident vor. Erst 1788 —
Jahre vor seinem Tode — zog er sich vom öffentl « . ,
Leben zurück . T
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* Spielplan des grotzherzoglichen Hoftheate

Donnerstag , 18. Jan . 0 . 34. Neu einstudiert :
Welt , in der man sich langweilt. Lustspiel in 3
von Pailleron . Herzogin von Revella : Amalie Cra
vom Leipziger Schauspielhaus . Anfang 7 Uhr,
halb 10 Uhr.

Aus den WitzMtlern .
Hcmdenwechsel . . Und welchen Wahlspruch,

von Battenberg , wählen Sie sich für den neuen Glaube
— »Dem Volke niuß die Religion erhalten werbt

(Ulk.)

Ehescheidung vor Gericht. Erbittert stehen
beiden einander gegenüber . Beschimpfungen fliegen
und her. Der gütliche Zuspruch des Vorsitzenden
der Anwälte fruchtet nichts. Endlich wird der Gerich»
beschluß verkündet. BeiderseittgeS Verschulden. Die vf
ist gelöst . Da — was ? wie ? Die beiden gehen
einander zu und umarmen sich , gerührt, Tränen in d>
Augen. Alles ist starr vor Erstaunen. WaS, wied<
versöhnt ? « Gott bewahre ", wir au« einem Mund . »2*1
freuen uns nur so unbändig , daß wir einander loS fi«"-
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ô^ nfsstellen .

stellung .TÄÄSS tSÄÄ IfÄ 'Ä °»°ch," »«*„, M. Umn <*•* » - y*-
Ult '

peti und seinen Verrichtungen, sowie den Schutz gegen *

Junger Prinz (auf der Treibjagd i
°Ra , mein Lieber, Sie werden eS ""

j^Amen , wenn ich Ihnen mal auS
»on 8—e L

* “ Treiber : „ffönigSn

Stiidt . Spar- und Pfasdro».
Verwaltnng.

1 . Der I
Ol sehr

sM nicht
B feie 1‘
ftttnb
krchst wt

^ tsch ti
« r alt,
reimt u
habend
hat . rlHC
^ da rr
Srobhei
J '

f i
Mast u,
« Sreu jwieder
« it ihm
oen bei!

Eben
» trotte ;
gäbe de
» s er
^ cfrt nti
w mitfei
and sie
jfomief ,
ren zu 1

»Brie
"7 bon
Mttrat.
.

ElN nutz
» reklich


	[Seite 64]
	[Seite 65]

